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Vorwort 

Ein turbulentes, ein ereignisreiches Jahr geht seinem Ende entgegen. Belastend 
für alle gesellschaftlichen Aspekte war und ist die Corona-Pandemie, die uns 
auch noch lange begleiten wird. Die Bundesrepublik trat Mitte des Jahres ihre 
sechsmonatige Führung in der Ratspräsidentschaft der EU an und hatte sich 
eigentlich darauf vorbereitet, die Zukunftskonferenz in der Union auf den Weg 
zu bringen, eine Zielstellung, die verschoben werden musste. Turbulenzen 
waren mit der amerikanischen Präsidentschaftswahl gegeben, deren Ausgang 
aber Chancen für positive außenpolitische Entwicklungen in den nächsten 
Jahren er-warten lässt. Verbunden mit diesen Entwicklungen – und besonders 
mit der Notwendigkeit, gemeinsam die Pandemiefolgen abzufedern – war ein 
vorsichtiges Voranschreiten der EU erkennbar, ohne aber die bestehenden 
Differenzen in verschiedenen ökonomischen und politischen Fragen umfassend 
aus dem Weg räumen zu können. Das Wort von der „Krise der EU“ trat in den 
Vordergrund der Berichterstattung über die EU in den Medien verschiedenster 
Art. Mir scheint, dass wir am Ende der deutschen Ratspräsidentschaft mit 
einem gewissen Optimismus zumindest guter Hoffnung sein können, dass die 
vielen zu meisternden Probleme im kommenden Jahr 2021 zu einer größeren 
Gemeinsamkeit innerhalb der EU und auch zur Stärkung ihrer außenpolitischen 
Position führen werden. Hervorzuheben ist der erreichte Kompromiss um den 
Rechtsstaatsmechanismus und die Haushaltsfreigabe. Die endgültige 
Entwicklung der Brexisverhandlungen war bei Redaktionsschluss dieser „Info“ 
noch offen. 

Innerhalb unseres Landesverbandes sowie im Bildungsring Europa bleibt die im 
Laufe dieses Jahres durch die Pandemie entstandene weitreichende Stagnation 
der Arbeit im Zentrum unserer Überlegungen. Noch wissen wir nicht, in 
welchem Umfang sich unsere Arbeit, besonders die bildungspolitische Tätigkeit 
des Bildungsringes, sich wieder entfalten kann. Offen ist weiterhin, wann und 
wie wir Gruppenzusammenkünfte innerhalb der Kreisverbände realisieren 
können. Auch unsere äußeren Beziehungen, besonders zu unseren polnischen 
Nachbarn, stehen auf absehbare Zeit noch auf dem Abstellgleis. Unter diesen 
uns belasten-den Bedingungen fällt es uns auch besonders schwer, 
Nachwuchsarbeit zu betreiben und die Mitgliedschaft im Landesverband zu 
verjüngen. Wir hoffen auf bessere Arbeitsbedingungen im kommenden Jahr! 

Ein gutes, erfolgreiches Jahr 2021! Vor allen Dingen Gesundheit! 
Wirksame gemeinsame Arbeit für unsere europäische Vision! 
Das wünschen Ihnen der Landesvorstand, die Geschäftsführung und 
Ihr Joachim Gasiecki, Ehrenvorsitzender des LV 
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In memoriam 
 

 

 

HARALD RINGSTORFF 
verstarb am 19. 11. 2002 

 
Er war mehr als 30 Jahre eine 

herausragende Politikerpersönlichkeit 
aus und in 

Mecklenburg-Vorpommern. 
 

Als SPD-Vorsitzender, 
Parlamentarier und Fraktionsvorsitzender, 

Wirtschaftsminister 
und Ministerpräsident 

vertrat er mit großem Engagement die 
Landespolitik! 

 
Er dachte und handelte im europäischen Geist 

und war Sympathisant und Förderer des 

Landesverbandes der Europa-Union! 
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Pressemitteilung des Landesvorsitzenden der EUD-MV 

Jürgen Lippold vom 24. 11. 2020 

Die Forderung der Europa Union Deutschland nach transnationalen Listen bei 

den Europawahlen muss auch im Europäischen Parlament unterstützt 

werden! 

Das Europaparlament wird über einen Bericht abstimmen, der sich mit den 
Europawahlen befasst. Neben vielen Anmerkungen zu den positiven Entwick-
lungen wie z.B. eine erhöhte Wahlbeteiligung, befasst sich der Bericht auch mit 
Themen, die für die nächsten Europawahlen 2024 relevant sind. Unter diesen 
Diskussionsvorschlägen findet sich auch das Thema « transnationale Listen » 
wieder, u. a. in den Paragraphen 15 und 23 sowie in den Erwägungsgründen 
des REPORT ON STOCKTAKING OF EUROPEAN ELECTIONS (2020/2088(INI)). 

Obwohl diese im Ausschuss für institutionelle Fragen des Europäischen Parla-
mentes unterstützt wurden, ist zu befürchten, dass diese Erwähnungen in der 
Plenarabstimmung fallen könnten, da u. a. die EVP um ein "Splitvote" gebeten 
hat, um transnationale Listen von der Liste der Themen zu nehmen, die 
innerhalb der Konferenzen zur Zukunft der Europäischen Union diskutiert 
werden sollen. Zudem besteht auch die Gefahr, dass manche Delegationen 
innerhalb anderer europäischer politischer Gruppen gegen transnationale 
Listen abstimmen werden. 

Die Europa-Union Deutschland hat sich in mehreren Beschlüssen – u.a. im 
Beschluss des gemeinsamen Bundesausschusses der Europa-Union und der 
Jungen Europäischen Föderalisten vom 17.11.2018 – für die Einführung trans-
nationaler Listen bei den Europawahlen ausgesprochen. Der Landesvorstand 
Mecklenburg-Vorpommern der EUD plädiert deshalb dafür, die Paragraphen 15 
und 23 sowie die Erwägungsgründe W und T in der Abstimmung zu dem 
genannten Report zu unterstützen. Zu Paragraph 23 merkt der Landes-
vorsitzende, Jürgen Lippold, an, dass es zwar noch nicht über das Prinzip oder 
die Etablierung von transnationalen Listen geht, sondern darum, dass innerhalb 
der Konferenzen zur Zukunft Europas das Thema transnationale Listen weiter 
zu diskutieren möglich ist. Paragraph 23 ist daher sehr wichtig, denn ein "Nein" 
hier könnte die Arbeit zu einer wirklichen Wahlrechtsreform und einer Debatte 
um transnationale Listen enorm erschweren.  „Nur, wenn wir diese 
Diskussionen zu Wahlrechtsreformen bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament weiterführen können, besteht auch die Chance, dass sich die 
Zivilgesellschaft und die Bürgerinnen und Bürger für eine demokratischere und 
starke Europäische Union engagieren“, so Jürgen Lippold abschließend. 
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Aktuelle Anmerkung: Das Europäische Parlament hat am 26. 11. 
2020 eine „Entschließung zur Bestandsaufnahme zu den 
Europawahlen 2024“ angenommen, in der es heißt: 

- Es wird hervorgehoben, „dass nichts die europäischen Parteien und 
Bewegungen daran hindert, vor der Wahl zum Europäischen Parlament 
Koalitionen zu bilden und auf diese Weise ein gemeinsames Programm 
und einen einzigen Spitzenkandidaten der Koalition vorzustellen“. 
 

-  Dass Europäische Parlament „besteht darauf, dass alle Wählerinnen und 
Wähler aus der Union die Möglichkeit haben sollten, für ihren bevor-
zugten Kandidaten für das Amt des Kommissionspräsidenten zu 
stimmen; bekräftigt daher, dass die Spitzenkandidaten bei der nächsten 
Wahl in der Lage sein sollten, in allen Mitgliedstaaten als offizielle 
Kandidaten anzutreten, von einer europäischen politischen Partei 
aufgestellt zu werden und ein einheitliches unionsweites Wahlprogramm 
zu vertreten; betont, dass unter Berücksichtigung des 
Verhältniswahlsystems der EU die Wahl des Präsidenten der 
Europäischen Kommission davon abhängen sollte, ob es ihm oder ihr 
gelingt, sich die Unterstützung einer Mehrheit der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments zu sichern.“ 
 

#### 
 

Am 07. 11. 2020 führte der Gemeinsame Bundesausschuss der EUD 
und der JEF Deutschland eine virtuelle Tagung durch, an der auch 
die BA-Mitglieder unseres Landesverbandes – Landesvorsitzender 
Jürgen Lippold und Geschäftsführer Ralf-Peter Hässselbarth – 
teilnahmen. 

Es wurde vom Gemeinsamen Ausschuss ein Dokument beschlossen: 
„Konvent nötig – Grundwerte unverhandelbar“. In einer eigenen 
Sitzung beschloss der Bundesausschuss der EUD das Dokument 
„Europäischen Aufbau mit den Kommunen gestalten“. Aus beiden 
Beschlüssen geben wir Auszüge auf den folgenden Seiten wieder. 
Beide Dokumente finden Sie vollständig auf den Internetseiten des 
Bundes-verbandes: www.europa-union.de  sowie auf Facebook, 
Twitter und XING! 

http://www.europa-union.de/
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Konvent nötig – Grundwerte unverhandelbar 

Aus dem Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses EUD/JEF 
vom 07. 11. 2020 

Die Europäische Union gründet sich auf universelle Werte: die Achtung der 
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die 
Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen von 
Minderheiten sind Kern und Basis der europäischen Einigung. Sie sind jedoch 
am Ende des Jahres 2020 im Inneren der EU und von außen bedroht wie schon 
lange nicht mehr. 

 Verletzungen der Pressefreiheit, bis hin zu Morden an Journalist*innen, 
Angriffe auf die Würde von Geflüchteten an den EU-Außengrenzen, Angriffe 
auf die Unabhängigkeit der Justiz und die Unterdrückung zivilgesellschaftlicher 
Arbeit nicht nur in Ungarn und Polen, sondern leider auch in weiteren Teilen 
der EU zeigen die Notwendigkeit einer starken Europäischen Union als 
Verfechterin von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie. Angesichts der 
Unterdrückung demokratischer Proteste wie in Belarus ist es notwendig, diesen 
universellen Werten weltweit wieder Geltung zu verschaffen. Zudem ruft die 
globale Klimakrise nach zukunftsweisenden Maßnahmen zur nachhaltigen 
Transformation unserer Wirtschaft. Zusätzlich hat die Sars-CoV-2-Pandemie die 
Schwächen der gegenwärtigen EU, aber auch den grundlegenden Wert der 
europäischen Einigung zu Tage gefördert. Die aktuellen globalen Krisen sind 
Anlass, Europa handlungsfähiger zu machen. Ein „Weiter-So“ darf es nicht 
geben. Wir rufen alle pro-europäischen Kräfte in Deutschland und Europa auf, 
diese Aufgabe gemeinsam anzugehen und für ein starkes, demokratisches und 
wertebasiertes Europa zu arbeiten. Es ist Zeit, dass sich wieder alle pro-
europäischen Kräfte in ganz Europa sammeln und gemeinsam an einem neuen 
Kapitel der europäischen Einigung arbeiten. 

Wir fordern von den europäischen Institutionen, dass die Chance ergriffen 
wird, die die Konferenz zur Zukunft Europas bietet, um gemeinsam mit den 
Unionsbürger*innen eine erneuerte EU zu schaffen, die ihre Werte nach innen 
verteidigen kann und nach außen handlungsfähig ist. Die Konferenz muss zu 
konkreten Ergebnissen führen, die auch ohne Vertragsänderungen umgesetzt 
werden können. Im Anschluss sollte ein Konvent die aus der Konferenz sich 
ergebenden grundlegenden Vertragsänderungen vorbereiten. Dazu gehören 
zum Beispiel das Ende der Einstimmigkeit im Rat, eine klarere, besser 
funktionierende Aufteilung der Zuständigkeiten, ein einheitliches europäisches 
Wahlrecht, falls es nicht bereits im Laufe der Legislaturperiode eingeführt und 



 
8 

 

zur Wahl in 2024 umgesetzt wird, und die vollständige Gleichstellung des 
Europäischen Parlaments in allen Politikbereichen mit dem Rat. … 

Wir rufen dazu auf, die Debatte über die Zukunft und Finalität Europas dafür zu 
nutzen, die Bedeutung der grundlegenden Werte der EU wieder sichtbarer zu 
machen und mit Leben zu füllen. Mit jeder europäischen und internationalen 
Krise, ganz gleich welcher Art, wurde eins deutlich: Die mühsam errungenen 
Kompromisse, die sich im Anschluss als wirklich praxistauglich zur Problem-
lösung erwiesen, trugen seit jeher eine föderalistische Handschrift. … 

Vor 70 Jahren war die europäische Einigung Hoffnung für viele Menschen in 
Europa und der Welt. Wir wollen, dass die EU auch zukünftig ein Leuchtfeuer 
der Freiheit ist. Lasst uns jetzt gemeinsam den Weg zu einem europäischen 

Bundesstaat beschreiten! 

 
Beschluss des Bundesausschusses der EUD vom 07.11.2020: 

Europäischen Wiederaufbau mit Kommunen gestalten 

Ein substanzieller Teil der Mittel aus dem Aufbauinstrument „Next Generation 
EU“ (NGEU) in Höhe von 750 Mrd. Euro muss den europäischen Städten und 
Gemeinden zufließen, sodass sie ihre lokalen Ökonomien wiederaufbauen 
können. Die europäischen Städte und Gemeinden müssen lebenswerte Orte 
mit Arbeitsplätzen, Geschäften und kulturellen Einrichtungen bleiben. Um dies 
zu gewährleisten, brauchen die Städte und Gemeinden Zugang zu den euro-
päischen Wiederaufbaumitteln. Wir fordern den europäischen Gesetzgeber 
auf, sicherzustellen, dass die Städte und Gemeinden bei der Erstellung der 
nationalen Aufbau- und Resilienzpläne eingebunden werden. Nationale 
Aufbau- und Resilienzpläne, die ohne eine substantielle Beteiligung der 
Kommunen und ihrer Verbände erstellt werden, dürfen durch die Europäische 
Kommission nicht genehmigt werden. Die Europa-Union begrüßt die 
Bestrebungen zur Einführung eines starken Rechtsstaatsmechanismus. Dies gilt 
auch für Konditionalitäten, die eine Aussetzung von Zahlungen vorsehen, wenn 
Mitgliedstaaten gegen den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit verstoßen. Wir 
fordern den europäischen Gesetzgeber aber auf sicherzustellen, dass dieser 
Rechtsstaatsmechanismus nicht dazu führen wird, dass dringend benötigte EU-
Strukturhilfen in den europäischen Städten und Gemeinden nicht ankommen. 
Lokale Gebietskörperschaften dürfen nicht in Haftung für die Politik der 
jeweiligen nationalen Regierungen genommen werden, gegebenenfalls 
müssen, wie im Kommissionsvorschlag bereits vorgesehen, im Fall von 
Sanktionen die nationalen Regierungen die entgangenen EU-Mittel den 
Kommunen aus nationalen Haushaltsmitteln ersetzen. 
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Ein Rechtsstaatlichkeitsmechanismus für die Europäische 
Union - Wesentlicher Inhalt und Kontext 

 
Der jetzt als Trilog-Ergebnis vorliegende Verordnungs-Text wird im Laufe der 
nächsten Wochen mit großer Sicherheit von den Co-Gesetzgebern Europäisches 
Parlament und Rat abschließend bestätigt werden. Im Rat ist nur eine qualifizierte 
Mehrheit erforderlich, auf die sich die deutsche Ratspräsidentschaft sicher stützen 
kann. Aber was genau ist Inhalt der Regelungen? Die Europaabgeordneten haben 
erreicht, dass das neue Gesetz nicht nur dann angewendet wird, wenn EU-Gelder 
direkt missbraucht werden, wie zum Beispiel in Fällen von Korruption oder Betrug. 
…. Es soll auch bei systemischen Verstößen gegen die für alle Mitgliedstaaten 
geltenden EU-Grundwerte angewandt werden. Zu diesen Grundwerten zählen 
Freiheit, Demokratie, Gleichheit und die Achtung der Menschenrechte, 
einschließlich der Rechte von Minderheiten. Auf den einschlägigen Artikel 2 des 
Vertrags über die Europäische Union (EUV) wird direkt verwiesen. … Auf Basis 
dieser Vorgaben wird die Kommission ggf. vorschlagen, ein EU-Land zu 
sanktionieren. Das müssten die Mitgliedstaaten mit einer qualifizierten Mehrheit 
bestätigen. Dies wären 15 EU-Länder, die für 65 Prozent der EU-Bevölkerung 
stehen. … Nach diesem Beschluss stehen die in Artikel 4 genannten Aktionen zur 
Verfügung: Zahlungen aus dem EU-Haushalt können reduziert und verzögert, der 
Abschluss neuer Absprachen über Mittelauszahlungen verhindert werden. Dabei 
soll darauf geachtet werden, dass nur die staatlichen Institutionen sanktioniert 
werden und nicht die Bürger und privaten Institutionen, die die Letztbegünstigten 
europäischer Mittel sind. Der vereinbarte Text sieht auch den Schutz von z.B. 
Studenten, Landwirten und NGOs vor. Diese können fällige Beträge bei der 
Kommission einfordern. … 

Der deutschen Ratspräsidentschaft ist mit dem jetzigen Text ein bemer-
kenswerter Verhandlungserfolg gelungen. Man hat einen Mechanismus verein-
bart, der klar abgegrenzt ist von den Sanktionen des Artikel 7 EUV. Artikel 7 
sanktioniert die Verletzung fundamentaler Grundsätze durch einen Mitgliedstaat 
um ihrer selbst willen. Jeder Europäische Staat, der Mitglied der Union werden 
will, muss die in Artikel 2 genannten Grundwerte achten, Artikel 49 Absatz 1 EUV. 
Dauerhafte schwerwiegende Verstöße können bis zum hin zum 
Stimmrechtsentzug im Rat sanktioniert werden. Sowohl gegen Polen als auch 
gegen Ungarn laufen solche Artikel 7 EUV Verfahren, die voraussichtlich nicht zu 
einem Abschluss gebracht werden können. Die notwendigen Mehrheiten für 
dieses Verfahren sind nicht sicher gegeben.  

Die Bindung der Mittelauszahlungen der EU an Sanktionen bei Verletzungen des 
Rechtsstaatlichkeitsprinzips bedürfen noch der Zustimmung des Rates der EU! 
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Einigung zum EU-Finanzrahmen mit Blick auf den 

Rechtsstaatsmechanismus: 

 

Die EU-Staats- und RegierungschefInnen haben sich am 10. 12. 2020 
auf den zwischen Deutschland, Ungarn und Polen erzielten 
Kompromiss zur Freigabe des EU-Finanzpakets in Höhe von 

insgesamt 1,8 Billionen Euro einigen können! 

 

Nach einer dreiwöchigen Blockade durch Ungarn und Polen haben die Staats- 
und Regierungschef/innen der EU das beispiellose Finanzpaket zur 
Überwindung der schlimmsten Rezession seit einem Jahrhundert endgültig 
abgesegnet. 

Insgesamt werden bis 2027 bis zu 1,8 Billionen Euro ausgegeben, um die 
Wirtschaft des Blocks anzukurbeln und gleichzeitig die euro-päischen 
Volkswirtschaften nachhaltiger und digitaler zu gestalten,                   dank des 
750 Milliarden Euro schweren Recovery Funds. 

Die EU-Staats- und RegierungschefInnen akzeptierten den Kompro-miss, der 
zwischen Deutschland, Ungarn und Polen ausgehandelt wurde. In dem Streit 
hatten sich Polen und Ungarn bislang geweigert zu akzeptieren, dass die 
Auszahlung von EU-Mitteln an die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit gekoppelt 
ist. 

Deutschland handelte einen Kompromissvorschlag zur Lösung des Streits über 
den EU-Finanzrahmen aus. Danach haben Verfahren zum 
Rechtsstaatsmechanismus keine Auswirkungen auf die Auszahlung von Mittel 
an die Mitgliedsländer. 

Für Rasmus Andresen, grüner EU-Abgeordneter im Verhandlungsteam zum EU-
Budget ist die Erklärung der Staaten „kein Glanzstück“, entscheidend sei 
jedoch, dass „der Gesetzestext zum Rechtsstaats-mechanismus unverändert 
bleibt“. Das sei geschehen dank des Drucks aus dem EU-Parlament. „Viktor 
Orban ist gescheitert“, so Andresen. 
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'N Supersprähdah (Superpreader) is schuld 

 

Wenn wat dat Allerbest un wunnerbor is un dei Minsch dorvon 
schwögen deit, denn is dat dat, wat up hochdüütsch mit „super“ taun 
Utdruck bröcht ward: Superbenzin, Superdiern, Supertalent, Super-
äten, Superinkåmen, Super-Illu, Superwågen, Supermacht, Super-
posten, Supermarkt, Superjohr,  superweik, superkomodig, supergeil, 
superlicht, superdull... Dat, wat för denn Düütschen in dissen Sinn 
„super“ is, dat is för denn Franzosen ümmer „génial“, denn Inglänner 
„great“ un denn Italjener „fantastico“. Œwer in'n Tausåmenhang mit 
denn Bu von Warken för denn Atomstrom wür dat ok nödig, sik 
œwer dat Risiko in'n Unglücksfall Gedanken tau måken un keem 
denn dorhen, dat dat Gröttst Antaunähmend Unglück = GAU dat  
Ünglück is, dat dei Minsch œwerståhn kann un sülben dorbi nich grot 
tau Schaden kümmt. Kriecht hei dat œwer nich wedder hen un dei 
Atomstråhlen måken sik sülfstännig, so as sik dat taun Bispill in 
Tschernobyl oder Fukushima afspält hett, un wenn dat noch leger as 
lech kümmt, denn schnackt dei Düütsche von'n „SuperGAU“.  
SuperGAU is 'n düütsche Erfinnung un deit einer wat von'n SuperGAU 
hürn orrer läsen, denn spitzt hei dei Uhren un schüert sik dei Ogen. 
Dor möt ja düchtig wat los sien, wenn dat 'n SuperGAU ward. Wenn 
dei Minsch 'n Unglück orrer 'n Katastroph nich mihr in Griff kriecht, 
em sotauseggen ut't Ruder löppt, denn is dat 'n SuperGAU. Un dat 
wier dat ja so in Tschernobyl, denn dei utbråken un unberäkenboren 
Atomtråhlen sünd inne Wulken mit Wind afdräben un mit'n Rägen bi 
uns rünnerkåmen un hemm' sik taun Bispill inne Poggenstäuhl un 
anne Bickbeern fastsett't. In Fukoshima wier dat nich anners, blot 
wieder wech von Düütschland. Dat Wurt SuperGAU sall dei Minschen 
niegelich måken un sei anstacheln, dat ein un anner Blatt mihr tau 
köpen, üm sik'n Bild von denn SuperGAU tau måken. Sünd wi 
Düütschen in disse Hinsicht narscher as Franzosen un Inglänner, dei 
dei Såk bi'n Nåmen nennen as schlimmet gräsig Unglück as'n 
Katastrophe orrer'n Desaster mit Folgen, dei nich aftauseihn sünd 
orrer sik dei Minsch nich vörstellen kann? 
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Super steiht nich mihr allein för dat Allerbest von't Best, sonnern ok 
för't Allerlechst von't Lege. Dat Wurt SuperGAU för 'n 
Atomkatastroph wür bald ok för anner Katastrophen un Malessen 
verwennt. Späuken-kieker wiessegen sogor all as gröttsten SuperGAU 
dat Enn' von't minschlich Läben up disse Ierd. Anner seggen, dat dat 
taun SuperGAU för Geldanlegger kåmen kann, wenn 'n Bank so as 
Lehman Brothers 2008 dat Geld utgeiht. Anner målen denn 
SuperGAU ut, wenn dat denn mål denn för por Dåch keinen Strom 
gäben süll, kein Kiekschapp un kein Ackerschnacker geiht, Tanksülen 
un Diskaunterkassen nich arbeiden, dei Toch nich fohrn kann, dat 
Krankenhus sik mit Notstrom œwer't Wåder höllt, ganz Düütschland 
in'n Düstern sitten deit. Un wenn man noch bäten Nåpulen wür, denn 
leet sik wull noch so männig anner SuperGAU finnen. 

Un bi all disse Schnökerie heff ik wedder mål 'n dinglisch Wurt upstö-
wert, 'n Wurt dat sik ut „super“ un dat inglisch Wurt sprähdah 
(spreader) tausåmensetten deit. Hürt dei Inglänner dit Wurt, denn 
denk hei tauierst an'n Maschin', dei denn Mess uteinanner schleudert 
un dei Buer Messstreugen näumt.  Virologen fünnen wull denn Ver-
gliek von Messstreuger mit 'n Minschen gaut, dei as dei Maschin' dat 
Coronavirus SARS-CoV-2 verbreiden un utdeilen deit un so in sien 
Üm-gäbung denn Virus Covid 19 up anner Minschen œwerdrächt, dei 
denn dei Luft knapp ward, dor dat Virus besonners dull dei Lung 
angrippt.  

Nu weiten dei miersten ünner uns, wat 'n Pandemie un wat'n 
Epidemie is, œwer mit'n Supersprähdah möt'n sik ierst anfrünnen. Is 
dat dei Globalisatschon, 'n düütscher Tick orrer dei Virologenspråk, 
dat wi uns so niemodsch' verstännigen? Vör Tieden wür noch vonne 
Span'sche Sük, dei Hongkong- un asiatisch Sük, Schwiens- un 
Vågelsük schnackt, œwer nu is dat äben dei Coronasük un kann nich 
dei Wuhansük orrer up hochdüütsch Wuhangrippe orrer gor dei 
Fleddermussük näumt warden. Un dor, wo ein einzigster 
Superspreader hunnerte von Minschen üm sik rüm anstäken deit, dor 
schnacken wi denn noch von 'n „Hotspot“, verkünnen denn Lockdaun 
un finnen nå un nå dörch 'n Schätdaun in't gewennte Läben taurüch. 
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Die Präsidentenwahl in den USA und wir in Europa 

Zu dieser Wahl im Jahr 2020 in den USA und ihren möglichen Folgen muss man 
verschiedene Aspekte analysieren und bewerten. 

Der erste Blick muss sich auf Donald Trump selbst richten. Bekannt war uns ja, 
dass er in seiner Amtsperiode von 2016 -2020 eine einseitige, von Fakes und 
offenen Lügen getragene Innen- und Außenpolitik gestaltet hat. Wir wussten 
auch, dass er nicht nur sein persönliches Ego in den Vordergrund stellte, 
sondern unter der Losung „America first!“ nationale Interessen überbetonte 
und dadurch im globalen Maßstab großen Schaden angerichtet hat. Die Welt ist 
seit der Amts-führung durch Trump in den USA unsicherer geworden. 
Letztendlich ist dabei auch die Einflussnahme auf das Energieprojekt „Nord 
Stream 2“ zu nennen, eine unzulässige erpresserische Methode der 
Durchsetzung eigener Zielsetzungen. In der „Frankfurter Rundschau“ vom 04. 
11. 2020 schrieb Prof. Claus Leggewien: „Trump wurde … die personifizierte 
Verbindung eines autoritären Nationalismus mit der Leugnung planetarer 
Grenzen, in jeder Hinsicht ein Fossil, das für die rücksichtslose Vernutzung 
natürlicher Ressourcen steht, Klimawandel und Artensterben leugnet, jede 
wissenschaftliche Expertise ignoriert und einer altindustriellen Basis im Rust 
Belt ein Wirtschaftswunder verspricht, was nicht entfernt eintreten kann. Dabei 
hat er evangelikale Christen hinter sich, deren apokalyptischer Weltsicht die 
Erhaltung der Schöpfung komplett egal ist, eine verstockte Pickup- und Burger-
Männlichkeit, die massenhaftes Bienensterben nicht rührt, und eine 
superreiche Parallelgesellschaft, deren Gier kein Morgen kennt.“ 

Bei der Präsidentenwahl 2020 zeigte sich relativ frühzeitig, dass Trump aktive 
Manipulierung der amerikanischen Wähler betrieb, insbesondere durch das 
behauptete Menetekel einer Art Bürgerkrieg bei einer Wahlniederlage sowie 
durch die frühzeitige Erklärung, sich in einer solchen Situation einer Wahl-
fälschung erwehren zu müssen. Am Ende des Wahltages setzte Trump 
schließlich einen weiteren Paukenschlag: Er erklärte sich ohne Abwarten der 
Beendigung der Stimmenauszählung unrechtmäßig zum Wahlsieger und ließ 
über seine Anwälte eine juristische Entscheidung über das Verbot der weiteren 
Auszählung noch nicht ausgewerteter Briefwahlstimmen herbeiführen. Noch 
Wochen nach der Wahl versucht Trump, juristisch gegen das Wahlergebnis 
vorzugehen. Wir kritisieren zu Recht, dass es in der Europäischen Union in 
einigen Ländern autoritäre Tendenzen gibt. Umso mehr dürfen wir aber auch 
nicht zu den Entwicklungen in den USA schweigen! Nach vier Jahren 
Präsidentschaft, nach dieser jetzigen Reaktion auf den knappen Wahlausgang 
steht für mich fest: Donald Trump war und ist ein Autokrat, für den Demokratie 
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und ihre Werte keinerlei Bedeutung haben! Seine Abwahl ist ein Gewinn für die 
USA und andere Regionen in der Welt. 

Der zweite Blick muss auf das Wahlverfahren in den USA gerichtet werden. 
Seine Einführung stand am Anfang der Gründung der Vereinigten Staaten von 
Amerika und war in der damaligen Situation ein notwendiger Schritt, der dem 
Stand der Entwicklung demokratischer politischer Verhältnisse entsprach. Die 
Präsidentenwahl 20200 zeigte in besonders deutlicher Weise, was auch schon 
vorher-gehende Wahlen demonstrierten, dass nämlich dieses Wahlsystem die 
Weiterentwicklung demokratischer Werte in rund 230 Jahren durch seine anti-
quierte Gestaltung nicht berücksichtigt und demokratische Rechte der Bürger 
nicht ausreichend zur Wirkung kommen lässt. In der internationalen Presse gibt 
es deutliche Worte zum Verhalten von Trump und den damit verbundenen 
politischen Auswirkungen. Da heißt es u. a., Trump habe „die erste und größte 
Demokratie zugrunde gerichtet“, ein „Sargnadel für die US-Demokratie“ sei 
eingeschlagen worden, man benötige „dringend ein Update“ für die ameri-
kanische Verfassung und das bestehende Wahlsystem. Das sind sicher notwen-
dige Reformziele, die aber angesichts der in den USA bestehenden Interessen-
gegensätze schwer zu verwirklichen sein werden. Letztendlich ist aber doch im 
Rahmen der demokratischen Strukturen eine dem Wählerwillen entsprechende 
Lösung durch die Wahl des neuen Präsidenten Biden erreicht worden. Die 
bestehenden Reformbemühungen zur Überwindung des Auseinanderdriftens 
der amerikanischen Gesellschaft fortzusetzen, bleibt eine Aufgabe der neuen 
Präsidentschaft! 

Der dritte Blick muss die Folgen für die Europäische Union betrachten. Mit 
Sicherheit wird die Qualität der Zusammenarbeit in allen politischen Bereichen 
wesentlich verbessert werden. Dem rauhen Ton von Trump wird die bedächtige 
Verhandlungsweise von Biden folgen. Die vorwiegend bilateralen Vertrags-
abschlüsse werden wieder die wirksamere multilaterale Prägung finden. Der 
Umgang mit den Klimazielen und mit der Weltgesundheitsorganisation wird 
sich wieder normalisieren, was den gemeinsamen Anstrengungen im Kampf 
gegen die Pandemie nur Nutzen bringen kann. Die transatlantische 
Zusammenarbeit wird sich besonders für die EU verbessern. Sicher werden 
unterschiedliche spezifische Interessen verbleiben, die aber mit anderen 
Methoden als unter der Präsidentschaft Trump gelöst werden können. Eines 
aber wird die EU insgesamt als Lehre mit auf den weiteren Weg nehmen: Die 
EU braucht mehr selbstbewusstes Auftreten auf dem politischen Parkett, um in 
der globalen Welt von heute und morgen eine eigenständigere Rolle spielen zu 
können. 

Joachim Gasiecki 
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Aus einem Interview mit der Politikwissenschaftlerin Ulrike Guérot 
Professorin und Gründerin des European Democracy Lab in Berlin 

von November 2020:  
 

Liegt in der Coronakrise eher eine Gefahr für Europa oder eine 
Chance? 

„Vielleicht beides? Wir bewegen uns derzeit meines Erachtens auf 
einem schmalen Grat, und die Kontingenz der Geschichte kann in 
beide Richtungen kippen: in ein politisches Desaster für Europa oder 
aber in eine fundamentale Erneuerung und Dynamisierung. Ich sehe 
sehr viel, was ist in der Pandemie passiert ist und vor Kurzem noch 
unmöglich schien. Der Einstieg in eine europäische Zinsgemeinschaft 
im Juli 2020 mit dem European Rescue Package – das könnte zu 
einem Einstieg in eine europäische Staatlichkeit werden. Corona war 
auch ein großer Moment europäischer Solidarität: Der europäische 
Binnen-markt wird stabilisiert und modernisiert. Dafür gibt es jetzt 
die 1,8 Billionen Euro, eine Digitalisierung und eine 
Klimaschutzstrategie. Aber ich habe zugleich die Sorge, dass wir es 
nicht schaffen, denn die öffentliche Meinung wendet sich von Europa 
ab, und wir hatten durch die Pandemie auch eine fühlbare nationale 
Schließung. Die Euro-päische Union ist wie ein Körper, der zu viele 
Krisen durchlebt hat, die ihm politisch zu schaffen machen – Brexit, 
Moria, Flüchtlingskrise, Corona, soziale Krise, Austerität, Populismus. 
Ich glaube nicht, dass wir die ökonomischen, sozialen und politischen 
Folgeschäden der Coronakrise schon bilanzieren können. Das wird 
sich erst in den nächsten Monaten zeigen. Und dann wird sich 
hoffentlich zeigen, dass Europa zusammenhält, weil wir beherzte 
Politiker haben, die sich an das Versprechen von März halten: 
‚Together in, together out‘. Ich wünsche mir das sehr und werde mich 
dafür einsetzen. Aber ich fürchte, einfach wird es nicht. Wenn ich 
ehrlich bin, war ich noch nie so besorgt wie heute über die Zukunft 
Europas.“ 

 

(In: Hohe Luft. – Philosophie-Zeitschrift, Nr. I/2021, S. 65) 



 
16 

 

Pandemie aktuell 

 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie Mitte Dezember 2020: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 73 322 000, europaweit 27 800 000, Bundesrepublik 1 351 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 1 615 000, europaweit 476 000, Bundesrepublik 22 000 

 

Beschluss der höchsten demokratischen Organe der Bundesrepublik 
(Bundestag – Bundesrat – Präsidentschaft) vom 18. 11. 2020 

Neufassung des Infektionsschutzgesetzes zur Gewährleistung der 
Verhältnismäßigkeit und der rechtlichen Absicherung von Pandemie-
Schutzmaßnahmen durch die Exekutive bei gleichzeitiger Feststellung 
des Fortbestandes der epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

 

Beispiele von der Demonstration in Berlin am 18. 11. 2020 von 
Äußerungen der Gegner der Schutzmaßnahmen 

- Ablehnung von Schutzmaßnahmen, da sich diese „gegen 
Frieden, Freiheit und Demokratie richten“. 

- Schutzmaßnahmen sind sinnlos, „es handelt sich doch nur um 
einen Schnupfenvirus“. 

- Plakat eines Teilnehmers gegen den Schutz durch Masken: 
„Ein freier Mensch zeigt Gesicht“. 

- Eine Gruppe singt religiöse Lieder, u. a. mit der Zeile: 
„Jesus, wie sind hier, um Dich zu ehren!“ 

 

Fazit: 

Menschliche Dummheit kann grenzenlos gefährlich sein! 
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EBD-Politik 2020/21 
Beschluss der EBD-Mitgliederversammlung am 30. Oktober 2020 

Vorwort 

Europa ist eine permanente Gestaltungsaufgabe, durch die Deutschland seine 
Handlungsfähigkeit langfristig sichert. Die Zukunftsfragen unserer Zeit – Klima-
schutz, Migration oder die Bewältigung von Finanz- und Gesundheitskrisen – 
können nur gemeinsam im europäischen Verbund und unter Einbeziehung der 
politischen und gesellschaftlichen Kräfte auf allen Ebenen gelöst werden. 

Als Akteure aus Gesellschaft und Wirtschaft setzten wir uns daher für die 
europäische Idee in Deutschland ein und bringen uns als Europäische 
Bewegung Deutschland e. V. (EBD), die uns als Netzwerk von 259 
Mitgliedsorganisationen verbindet, aktiv in die Gestaltungsaufgabe der 
europäischen Politik ein. Gemein-sam haben wir uns auf der 
Mitgliederversammlung vom 30. Oktober 2020 auf eine EBD-Politik geeinigt, 
die die Grundlage für die Arbeit unseres Netzwerkes darstellt. 

Die EBD-Politik orientiert sich an drei Herausforderungen für die europäische 
Politik, die über die Glaubwürdigkeit und Handlungsfähigkeit der Europäischen 
Union (EU) in den kommenden Jahren entscheiden werden und sich als rote 
Fäden durch unsere Politik ziehen: 

• Europäische Demokratie vertiefen: Wir fordern ein demokratisches Europa, 
das seine Werte und Grundrechte verteidigt und seine Handlungsfähigkeit 
stärkt, indem es auf eine stärkere Parlamentarisierung der EU, eine selbst-
bestimmte Digitalisierung der europäischen Demokratie, transparente Ent-
scheidungswege, einen zukunftsfähigen Haushalt und eine moderne deutsche 
Europapolitik setzt. 

• Globales Europa gestalten:   Wir fordern ein Europa, das als Friedens-, 
Einheits- und Freiheitsprojekt seiner Verantwortung gerecht wird, Stabilität 
und nach-haltigen Wohlstand weltweit zu fördern, Grenzen abzubauen und die 
demokratisch-rechtsstaatlichen Werte und Prinzipien zu verteidigen. 

• Europa zukunftsfähig machen: Wir fordern ein zukunftsorientiertes Europa, 
das den digitalen und ökologischen Wandel in Hinblick auf die Ziele der 
europäischen Wettbewerbsfähigkeit und der sozialen Gerechtigkeit aktiv 
gestaltet. …  

Mit festem Blick auf die Bundestagswahlen im Herbst 2021 möchten wir daher 
für ein starkes, demokratisches Europa in Deutschland werben. 
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1   Europäische Demokratie vertiefen 

1.1   Europäische Werte und Grundrechte achten 

1.2   Parlamentarismus und pluralistische Demokratie stärken 

1.3   Digitale Dialogkultur und Medienpluralismus fördern 

1.4   Jugend stärken 

1.5   Gleichstellung der Geschlechter voranbringen 

1.6   EU Rechtsetzung transparent gestalten 

1.7   Deutsche Europapolitik modernisieren 

1.8   EU Haushalt demokratisch und transparent gestalten 

 

2   Globales Europa gestalten 

2.1   Europäische Außen und Sicherheitspolitik vertiefen 

2.2   Grenzen in Europa abbauen 

2.3 Migrations- und Asylpolitik auf Basis europäischer Werte         
 gestalten 

 

3   Europa zukunftsfähig machen 

3.1   Bildungspolitik modern und inklusiv gestalten 

3.2   Ökologischen Wandel gestalten 

3.3   Digitale und resiliente Zukunft gestalten 

3.4   Soziale Gerechtigkeit gestalten 

 

[Angepasst an die aktuellen Erfordernisse der europäischen Politik 
werden wir einzelne Punkte der politischen Zielsetzung der EBD 

konkreter aufgreifen!] 
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Aus „Eine philosophische Intervention in Zeiten der Corona-
Krise“ vom Philosophen Gerd B. Achenbach 

(Ein Online-Vortrag vom 04. 05. 2020 (über YouTube abrufbar) 
 

Die Szene, die uns die Menschheit - oder seien wir bescheiden, 
beschränken wir uns auf die Völker hier bei uns im alt gewordenen 
Europa, das man mit schöner Ahnung Abendland genannt hat, das 
Land des Sonnenuntergangs ... – die Szene also, die uns die 
Menschen unterm Eindruck der heraufgezogenen Corona-Infektion in 
diesen Tagen bieten, lässt auf eine untergründig fortgeschrittene 
Ermattung, eine Schwächung, eine mentale Vorerkrankung schließen 
- der Philosoph, der das kommen sah, war Nietzsche, sein Wort dafür, 
sein diagnostischer Begriff heißt ...: Décadence.  

Der Mensch wird - aufs Ganze gesehen - ängstlich, er lässt Vorsicht 
walten, wird umsichtig, behutsam und zumal empfindlich, er gibt 
acht, dass nicht sein Fuß an einen Stein stößt, schöner wär’s, wenn 
wir sagten: dass sich sein Füßchen nicht an einem Steinchen stoße. 
Einer Gefahr begegnet er nicht tapfer, weder mutig noch 
entschlossen, er bietet ihr die Stirn nicht, wie es einmal hieß, packt 
sie nicht bei ihren Hörnern – nein, er geht ihr aus dem Weg, so gut es 
geht und solange es nur irgend gehen will. Aus einem Tier, das Beute 
machte, ist ein Beutetier geworden, aus dem Jäger ein Gejagter, der 
die Flucht er-greift, statt sich dem Feind zu stellen. Vor allem aber 
fordert er - wie die Lämmer auf der Weide, wenn sie denn reden 
könnten –, man möge uns zu unserm Besten in Sicherheit, hinter 
einen Zaun, in ein Gehege sperren, irgendwie und irgendwo an einen 
Ort, an einen, wo uns jedenfalls der böse Feind nicht findet. 

Der geschwächte Mensch, kränklich fast von Anfang an und von 
Grund auf, ein zartes Pflänzchen der Kultur, das, damit es sich 
entwickeln und gedeihen kann, Schirm und Schutz braucht und dazu 
viel Nachsicht und Behutsamkeit und pflegliche Bekümmerung, 
dieser Spätling einer hundertjährigen Moderne, die sich geflissentlich 
seiner Wünsche und Bedürfnisse und Sorgen annimmt, ihn verwöhnt 
und ihm, was immer er begehrt, beschafft, und – wie der Gott einst – 
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bereits weiß, wessen er bedarf, noch bevor er selbst es wüsste ... – 
dieses Früchtchen, herangewachsen in einem zweiten Garten Eden, 
in einer Welt aus Wohlstand, Obhut und geordneter Versorgung, 
dieser letzte Mensch will vor allem eines, eines unbedingt und 
ausnahmslos: er will, dass man ihn verschont. Er möchte, dass man 
ihn mit allen schlimmen, schrecklichen, gar fürchterlichen Sachen, 
mit allem, was nicht „sein Ding” ist, wie er sagt, in Ruhe lässt. Um 
dieses eine bittet er, er bittet, lasst mich in Ruhe! Er will, wie ihm ein 
Singemädchen vorgesungen 
hat, „ein bisschen Frieden” 
... und außerdem ein bisschen Sonne. 
… ein bisschen Freude und ein bisschen Wärme, 
… ein bisschen Träumen und ein bisschen Liebe. 
So hat sie gesungen, das Mädchen, das von sich selber sagt im Lied, 
„hilflos” sei sie, wie „ein Vogel im Wind”. – Doch der Vogel im Wind – 
ist der tatsächlich „hilflos”? Ich setze hinter diesen Satz ein Frage-
zeichen: Die Vögel sind nicht dekadent. 
 

### 
 

Zum Beschluss der Kultusministerkonferenz (KMK) 
vom 15. 10. 2020 „Europabildung in der Schule“ 

 

In ihrem umfangreichen und jüngsten Beschluss zur europäischen Bildung in 
und außerhalb der Schule hat die KMK mit besonderem Nachdruck die 
Bedeutung von Bildung und Kultur, besonders der politischen Bildung, für die 
Stärkung des europäischen Bewusstseins und der Förderung von 
Europakompetenz hervorgehoben. 

Damit wird ein wichtiger Schwerpunkt der europapolitischen Wirksamkeit des 
Bildungsringes Europa in besonderer Weise unterstrichen. Unsere Arbeit mit 
Schülern und Lehrern darf nicht nur auf europäische Aktivitäten an den 
Ganztagsschulen und Berufsschulen beschränkt werden. Es müssen alle Schul-
typen und -formen als unsere Partner im Prozess der Europabildung im Blick 
bleiben, wenn im Sinne der Zielsetzung der KMK die europäischen Werte mit 
Hilfe unseres Bildungsringes umgesetzt werden sollen!   
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Online-Veranstaltungsreihe Bürgerdialoge - Europa 2050 
 
 

 
 

Am 03. 12. 2011 begann der Landesverband der EUD-MV gemeinsam mit der 
Europäischen Akademie in Waren eine Reihe von Online-Gesprächen mit dem 
Ziel, die Diskussion über die weiteren Perspektiven der Europäischen Union neu 
zu beleben. Unter der Moderation durch den Geschäftsführer und Leiter des 
Bildungsringes, Ralf-Peter Hässelbarth, war das Mitglied des EP Niklas Nienaß 
Die Grünen/EFA) der erste Gesprächspartner in dieser Runde, der sich dem 
konkreten Thema zuwandte: 

"Brauchen wir einen neuen EU-Vertrag - 
Und welche Rolle sollen dabei die Regionen spielen?" 

Ausgehend von der Frage vieler Menschen, ob und wie das "Knirschen im 
Gebälk" der EU zu Fortschritten in der Weiterentwicklung der Union führen 
könnte ging N. Nienaß in seinem Statement davon aus, dass für uns 
europäische Föderalisten natürlich eine wirkliche europäische Verfassung nötig 
ist, aber dies nicht der erste Schritt sein kann. Alle Diskussionen, die uns 
gegenwärtig beschäftigen und auf zu überwindende Krisenerscheinungen 
aufmerksam machen, verweisen mit Nachdruck darauf, dass es um 
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Systemveränderungen im Gefüge der EU geht. Das bedarf umfassender 
Auseinandersetzungen und nach vorn weisenden Diskussionen im Rahmen der 
schon lange angedachten Zukunftskonferenz der EU. 
Dabei stellten Teilnehmer der Runde auch Fragen: 
- Gibt es ein ausreichendes europäisches Selbstverständnis? 
- In welchem Maße existiert bereits eine europäische Öffentlichkeit? 
- Wie kann man die europäische Geschichte tatsächlich europäisch erzählen 
und interpretieren, ohne dabei die nationalen Besonderheiten und historischen 
Erfahrungen zu vergessen? 
- Brauchen wir z. B. für die Arbeit in den Schulen ein entsprechendes euro-
päisches Geschichtsbuch? 
- Welche Rolle können bei den weiteren Diskussionen die Regionen spielen, 
besonders die grenzüberschreitenden Regionen wie hier in Mecklenburg-
Vorpommern beiderseits der Oder? 
- Müssen wir uns nicht stärker der Frage stellen, in welcher Form und Struktur 
wir unser föderalistisches Ziel, die Vereinigten Staaten von Europa zu schaffen, 
vorantreiben können? 
Der Europa-Abgeordnete Nienaß stellte in seinen Antworten besonders heraus: 
Die Zukunftskonferenz in der EU muss letztendlich das Ziel haben, in einem 
längeren Prozess zu einer möglichst weit reichenden Gemeinsamkeit in den 
drei Führungsorganen der EU zu kommen, also Parlament, Rat und Kommission 
auf mögliche einigende Positionen zu verständigen. Dazu ist die breite 
Einbeziehung der Öffentlichkeit in allen Mitgliedsländern erforderlich! Er 
verwies auf drei mögliche Phasen der Meinungsbildung: In einer ersten Phase 
werden Informationen gesammelt, Befragungen dazu durchgeführt, 
Diskussionsthesen formuliert usw. In einer zweiten Phase werden Gruppen von 
einigen hundert Vertretern in Agoren - in großen Gesprächskreisen - über einen 
längeren Zeitraum diskutieren und aus ihren Beratungen zusammenfassende 
Beschlüsse fassen und den Mitgliedsstaaten und den Organen der EU vorlegen. 
Darauf wird in einer dritten Phase eine "Vertragsverändernde Konferenz" der 
EU stattfinden, in der es um die Zusammenfassung der breiten öffentlichen 
Diskussion und die Auslotung der machbaren Veränderungen geht. 
Das ist das zu erreichende Minimalziel, durch dessen Realisierung noch keine 
tatsächliche "Neukonstruktion" der EU insgesamt erfolgen kann. Offen wird 
auch dann noch der zweite Schritt sein, die Maximalvorstellung der Schaffung 
einer Europäischen Verfassung" zu realisieren. Dieses Ziel auch weiterhin zu 
vertreten bleibt unser Anliegen als europäische Föderalisten! 
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Die zweite Veranstaltung unserer Online-Bürgerdialoge "Europa 2050" fand am 
08. 12. 2020 statt. Der Leiter der Europäischen Akademie Mecklenburg-
Vorpommern, Henry Ziese begrüßte die Teilnehmer der Runde und hob die 
gute Zusammenarbeit mit unserem Landesverband EUD-MV hervor. 
Bildungsring-leiter Ralf-Peter Hässelbarth, der die Diskussion in bewährter 
Weise leitete, begrüßte als sachverständige Gesprächspartnerin Frau Dr. 
Hannah Neumann, Mitglied des Europäischen Parlaments (Die Grünen/EFA), 
die ja neben Herrn Nienaß besonders für unser Bundesland Ansprechpartnerin 
ist. Am Anfang stand die Feststellung des Moderators, dass in Brüssel trotz der 
alle über-steigenden Fragen der Pandemie der "Green Deal" am Laufen 
gehalten werden konnte. Daran knüpfte Frau Dr. Neumann in ihrem Statement 
an. Sie stellte ebenfalls fest, dass die Klimafragen im Blick der Kommission sind 
und dadurch erleichtert werden, weil ja alle Mitglieder der EU das Pariser 
Klimaabkommen unterzeichnet haben. Die damit angesprochenen Aufgaben 
werden die ganze nächste mehrjährige Haushaltsperiode beeinflussen, der 
Wille dazu ist vor-handen. 
Inhaltlich wird es weiterhin um die folgenden Aspekte gehen: 
- Effektivierung der Bemühungen um Klimaneutralität in der Gesamtwirtschaft; 
- Orientierung von Gebäudebau und -wirtschaft unter Klima-Aspekten; 
- Vermeidung von Schadstoffen in der Landwirtschaft; 
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- zukunftsorientierte Klimafolgen-Berücksichtigung in der Forstwirtschaft; 
- Senkung der Schadstoffausstöße im gesamten Verkehrsbereich (u. a. Elektro-
mobilität, Verbesserung von Bahnverbindungen, im Inland und im grenzüber-
schreitenden Verkehr); 
- stärkere Berücksichtigung von Klimafragen bei der Projektförderung;  
Die Diskussionsfragen richteten sich besonders auf folgende Sachverhalte: 
- Wie ist die gegenwärtige Agrarpolitik der EU (GAP) einzuschätzen? 
- Was muss in der GAP präzisiert und weiterentwickelt werden? 
- Wie steht es um Transparenz (Diskussionen und Entscheidungen) in der GAP? 
- Wie ist der Zusammenhang zwischen Klimakrise und Armutsentwicklung? 
Frau Dr. Naumann hob eine Reihe von notwendigen Entwicklungen hervor: 
Sie ging davon aus, dass die jetzigen Beschlüsse des EP von manchen als begrü-
ßenswerte Veränderung und von anderen als unzureichende Maßnahmen 
empfunden werden, meinte aber gleichzeitig, dass in allen Bereichen die 
Nationalstaaten Spielräume haben, die noch längst nicht genügend 
ausgeschöpft werden. Die Transparenz der Entscheidungen z. B. im Bereich der 
GAP ist durchaus kritisch zu sehen. Während das Parlament generell 
größtmögliche Transparenz umsetzt, ist das beim Rat und der Kommission noch 
beträchtlich entwicklungsfähig. Frau Dr. Neumann betonte die negative 
Entwicklung der Folgen der Klimakrise und Klimaschäden für die allgemeine 
Situation in sowieso schon ärmeren Ländern der Welt. Unter den Bedingungen 
von Mangel an Geld und Ressourcen in den Entwicklungsländern ist ganz 
allgemein eine solidarischere Welt erforderlich. Auch unter Berücksichtigung 
der Tatsache, dass z. B. die USA und auch China in Fragen der Klimaneutralität 
zu wenig oder gar nichts tun, sind europäische Anstrengungen besonders 
wichtig. Wir brauchen generell auch in unseren Außenwirtschaftsbeziehungen 
verstärkt Subventionen in klimafreundliche Projekte, was auch eine 
Anforderung an die deutsche Außenpolitik ist. Wir müssen den 
Entwicklungsländern Anreize bieten, um klimaneutrale innovative Projekte 
umzusetzen. Insgesamt geht es um eine gerechtere ökologische Wirtschafts- 
und Politikgestaltung, um die sozial-politischen Folgen gebührend zu 
berücksichtigen. 
Schließlich sollte man viel mehr beachten, dass wir in unseren Nahbereichen 
ebenfalls mehr in den kommenden Jahren zu tun haben werden. Die 
Entwicklung regionaler Kreisläufe muss verbessert werden, wobei es dabei 
durchaus nicht nur um die Landwirtschaft geht. Eine sich dafür vollziehende 
Bewusstseins-entwicklung der Bürgerinnen und Bürger und bei den 
Institutionen ist vorhanden, aber sie muss politisch mehr unterstützt werden. 
Der Moderator sprach zum Abschluss Frau Dr. Neumann und allen Teilnehmern 
der Dialogrunde seinen Dank aus. 
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Die dritte Veranstaltung unserer Dialogrunde-Online fand am 14. 12. 2020 
statt. Zunächst begrüßte R.-P. Hässelbarth die insgesamt 23 Teilnehmer und 
besonders den Gesprächspartner Philipp Amthor, Mitglied des Deutschen 
Bundestages und Mitglied im Europaausschuss des Bundestages. Der 
Begrüßung schloss sich Henry Ziese, Leiter der Europäischen Akademie MV, an, 
der die Veranstaltung moderierte. Er hob die Wichtigkeit des Themas dieser 
Dialogrunde hervor. Sich in einer Zeit mit so großen Herausforderungen wie 
gegenwärtig mit den Finanzierungsfragen in der EU zu beschäftigen, ist mit 
Sicherheit ein Thema, dass viele unserer Bürgerinnen und Bürger interessiert. 
In seinem Statement stellte Herr Amthor zunächst als Grundlage für weitere 
Beschäftigung mit dem Thema den Finanzierungsweg der EU vor.  Er machte 
auf einen Unterschied aufmerksam: Während einzelne Staaten sich 
hauptsächlich aus Steuern finanzieren, geht das in der EU anders, da es ja keine 
europäischen Steuern gibt. Die EU finanziert sich aus Eigenmitteln, die im 
Wesentlichen durch Beiträge der Mitgliedsstaaten stammen. Gerade in der 
Gegenwart ergeben sich durch vielfältige Probleme, z. B. durch die Folgen des 
Brexis und besonders durch die Kosten der Corona-Pandemie, weit in die 
Zukunft reichende Fragen: Wie können und müssen die Beitragssätze der EU-
Mitglieder an die sich wandelnde Situation angepasst werden?  
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Gerade im Zusammenhang mit der alle fünf Jahre stattfindenden Diskussion um 
den mehrjährigen Finanzrahmen der EU spielt auch diese Frage eine Rolle. 
Die Teilnehmer der Veranstaltung trugen eine ganze Reihe von Fragen vor, u. a.: 

- Wie ist der Zusammenhang von Rechtstaatsmechanismus und den 
Finanzen der EU bestellt? 

- Wie ist der Umgang mit der Verschuldung der EU? 
- Welche Rolle spielen dabei die nationalen Hoheitsrechte? 
- Welche Möglichkeiten, die Finanzen der EU zu erhören, gibt es?? 
- Braucht das Europäische Parlament mehr Zuständigkeiten? 
- Liegt das Hauptproblem im Einstimmigkeitsprinzip im Europäischen Rat? 

 
In seinen Antworten erwies sich Herr Amthor als ein sehr sachkundiger 
Fachmann für die finanziellen und juristischen Fragen des Themas: 
Er hob hervor, dass der im Streit um die Anwendung des 
Rechtsstaatsmechanismus auf die EU-Finanzen und die damit erfolgte 
Blockierung des EU-Haushaltes durch den erzielten Kompromiss aufgelöst 
werden konnte. Die Möglichkeit der Verweigerung von Haushaltsmitteln bei 
Rechtsstaatsproblemen ist damit vom Tisch, der beschlossene 
Rechtsstaatsmechanismus an sich aber bleibt bestehen. Hinsichtlich der 
„Verschuldung“ der EU durch die hohen Coronahilfen, die besonders über 
Kredite finanziert werden, kontrolliert vom Europäischen Rechnungshof und 
vom Europäischen Parlament ebenso wie von den Nationalen Parlamenten, ist 
zu sagen, dass jedes Mitgliedsland nur für die eigenen Anteile des eigenen 
Mitgliedsbeitrages haftet. Niemand haftet für die Schulden, die sich auf andere 
Mitglieder beziehen. Alles andere – z. B. die früher diskutierten allgemeinen 
„Eurobonds“ –  würden einer Übertragung von nationalen Hoheits-rechten 
durch die jeweiligen Parlamente der Mitgliedsländer erfordern.  
 
Möglichkeiten zur Erhöhung der Finanzmittel der EU werden auch in Zukunft 
gering bleiben. Sicher könnte die EU eine eigene Steuereinnahme gut gebrau-
chen, aber auch das würde bedeuten, Teile nationaler Steuern an die EU zu 
übertragen, das wiederum setzt Verfassungsänderungen voraus. Aber eine 
Möglichkeit sind Steuern mit grenzüberschreitenden Aspekten innerhalb der 
EU, z. B. Finanztransaktionssteuern, Ausweitung des Emissionshandels im 
Zusammenhang mit der Klimaproblematik, aber auch dazu ist die Diskussion 
längst nicht abgeschlossen.  
Die Erweiterung der Zuständigkeiten des Europäischen Parlaments oder die 
generelle Beseitigung des Einstimmigkeitsprinzips im Rat ist durchaus eine 
Frage der Zukunftsgestaltung der EU, ist aber in der gegenwärtigen Situation 
noch nicht zu lösen. Man solle aber auch beachten,  
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dass es durchaus in bestimmten Fragen Öffnungsklauseln des 
Einstimmigkeitsprinzips gibt, die schon im Lissabonner Vertrag enthalten sind,   
z. B. in Sicherheitsfragen. 
Herr Amthor hob als Hauptaufgabe im Hinblick auf die Weiterentwicklung der 
Europäischen Union besonders hervor, dass es darum gehen müsse, den 
europäischen Geist insgesamt zu stärken. Dabei verwies er auf die kommende 
Zukunftskonferenz der EU, die dabei eine einflussreiche Funktion ausüben wird. 
Abschließend dankte der Moderator, Herr Ziese, dem Bundestagsabgeordneten 
Philipp Amthor und allen Teilnehmern der Gesprächsrunde für das aktive 
Mitwirken. 
 
Die Online-Veranstaltungen „Bürgerdialoge – Europa 2050“ werden auch mit 
Beginn des Jahres 2021 fortgesetzt. 
 

 
 
 

#### 
 
 
 
 

„Existentielles Zittern“ 
 

„Die entscheidende und womöglich transformative Krisenerfahrung 
ist nicht die eines totalen Zusammenbruchs. Es ist vielmehr die 
Erfahrung, worauf es letztlich – in einer Zeit der Sorge und der Angst 
– wirklich ankommt. … 

Die Pandemie selbst hat keinen höheren Sinn. Doch sie verweist uns 
auf Probleme; sie stellt uns vor Fragen – von der Zukunft des Gesund-
heitssystems über die soziale Ungleichheit bis zur Rolle des Staates in 
einer Demokratie. Wie alle Pandemien betrifft auch diese alle Teile 
unserer Gesellschaft. Ihre exponentielle Dynamik zeigt uns nicht nur, 
wie nahe wir alle einander sind, sondern auch, dass uns eben diese 
Nähe verletzlich macht. 
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Wir erleben uns in dieser vernetzten Verletzlichkeit als Gesellschaft, 
in der wir in soziale Distanz zueinander gehen müssen, um den 
bedrohlichen Parasiten unseres Lebens, das Virus, schwach werden 
zu lassen. Wir gehen auf soziale Distanz, damit kein Dritter – hier das 
Virus – uns stört. Dass wir damit uns selbst stören, ist der Preis, den 
wir durch heftige digitale Kommunikation kompensieren. … 

Die Pandemie ist eine Erfahrung von Nähe und Ferne. Sie betrifft uns 
ganz persönlich. Sie macht uns Angst, sie bestimmt unser Leben, sie 
konfrontiert uns mit dem Tod und mit dem Leiden der Erkrankten auf 
den Intensivstationen. Doch zugleich zwingt sie uns auch dazu, von 
uns selbst abzusehen, an die anderen zu denken, die von ihr ebenso 
betroffen sind. Sie distanziert uns von nahestehenden Menschen. 
Zugleich schafft sie eine neue Nähe zu denen, die uns räumlich fern 
sind.“ 

 

(Aus einem Beitrag der Autoren Birger P. Priddat und Thomas Vašek in der 

Philosophiezeitschrift „Hohe Luft kompakt“, Sonderheft 1/2021, S. 94 f., Zitat 

auf S. 95 f.  
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